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ANTRAG 

der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN    
 

vom 10.06.2025 

 
 
An den  
Vorsitzenden des Kreistages Offenbach 
Kreistagsbüro 
 
im Hause 
 
 
 
 

Infrastruktursondervermögen des Bundes 

 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Kreistag Offenbach hält es für erforderlich, dass der auf das Land Hessen entfallende Anteil des 

Infrastruktursondervermögens zu 80% den Kommunen zur Verfügung gestellt wird. Die Landesregie-

rung wird daher durch den Kreis Offenbach aufgefordert, diese Mittel an die Kommunen weiterzulei-

ten und nicht allein für Investitionen auf Landesebene zu verwenden.  

 

Begründung: 

 

Das von CDU/CSU, SPD und GRÜNEN im Bundestag beschlossene Infrastruktursondervermögen über 

500 Milliarden Euro ist eine historische Chance, dem Investitionsstau vor Ort zu begegnen, da nun 

umfangreiche Mittel für die Erneuerung unserer Infrastruktur zur Verfügung stehen. 100 Milliarden 

Euro sollen davon an die Bundesländer gehen. Auch für den Kreis Offenbach und seine Städte und 

Gemeinden eröffnet der Beschluss des Bundestags die Möglichkeit, dringend notwendige Investitio-

nen endlich anzugehen. Voraussetzung dafür ist allerdings, dass von den Bundesgeldern möglichst 

viel bei den Kommunen ankommt.  

 

In der vom Kreis Offenbach und seinen 13 Kommunen im März d. J. verfassten Resolution zur Finanz-

lage wird ausdrücklich betont, dass die notwendigen Investitionen in die Infrastruktur nur mit einer 

angemessenen finanziellen Ausstattung zu bewältigen sind. Der Landesrechnungshof hat in seinem 

Kommunalbericht 2024 auf die „immer enger werdenden finanziellen Spielräume der Kommunen“ 

hingewiesen. Und der Hessische Städte- und Gemeindebund stellt in seiner Stellungnahme zum Kom-

munalbericht fest, dass “…über 80% der hessischen Kommunen 2024 einen negativen Finanzierungs-

saldo verzeichneten“. Gute Gründe dafür, dass auch der Kreis Offenbach darauf pocht, dass der 

größte Teil des Landesanteils aus dem Infrastruktursondervermögen die Kommunen erreicht. 

Nach Berechnungen des Hessischen Finanzministeriums beträgt der Anteil Hessens rund 7,5 Milliar-

den Euro, die in den nächsten 12 Jahren bereitgestellt werden sollen. In unseren Kommunen erfolgt 

ein Großteil der öffentlichen Investitionen, die die Lebensqualität vor Ort besonders prägen, sei es im 
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Bereich Verkehr, Bildung, Betreuung, Digitalisierung, Energie, Klimaschutz oder sozialer Daseinsvor-

sorge. Die Städte, Gemeinden und Landkreise sind zentrale Akteure bei der Umsetzung von Bildungs-

gerechtigkeit, Klimaschutzmaßnahmen, der Verkehrswende und dem Ausbau erneuerbarer Energien. 

Gleichzeitig stehen sie vor großen finanziellen Herausforderungen, die notwendige Investitionen ver-

zögern oder verhindern. Daher ist eine weitgehende Weiterleitung der Bundesmittel an die Kommu-

nen erforderlich, um die kommunale Handlungsfähigkeit zu erhöhen. 

 


